
Beglaubigte Abschrift 

Kammergericht 
Az.: 20 U 132/25 

17 O 25/24 Landgericht Berlin II 

Im Namen des Volkes 

In dem Rechtsstreit 

1. der Pfando GmbH, 
2. der Pfando Vermietung GmbH, 

beide vertreten durch den Geschäftsführer Tobias Renkel, Hohenzollerndamm 184, 10713 Berlin 

- Beklagte und Berufungsklägerinnen - 

Prozessbevollmächtigter* 
Rechtsanwalt Roland Marschner, Hanauer Landstraße 289, 60314 Frankfurt am Main, Gz.: 
21/24 NJ21 

gegen 

Herrn 

- Kläger und Berufungsbeklagter - 

Prozessbevollmächtigter 

hat das Kammergericht - 20. Zivilsenat - durch die Vorsitzende Richterin am Kammergericht 

Richter am Kammergericht und die Richterin am Kammerge-

richt aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 16.04.2026 für Recht erkannt: 

Die Berufungen der Beklagten gegen das Urteil des Landgerichts Berlin II vom 
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17.09.2025 - 17 0 25/24 - werden mit der Maßgabe zurückgewiesen, dass es unter 
Ziffer 1. des Tenors wie folgt heißen muss: Die Beklagte zu 1. wird verurteilt, an den 
Kläger 2.000,00 € nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basis-
zinssatz seit dem 17.11.2023 zu zahlen. 

In beiden Instanzen haben von den Gerichtskosten und den außergerichtlichen Kos-
ten des Klägers die Beklagte zu 1. 55% und die Beklagte zu 2. 45% zu tragen. Ihre 
außergerichtlichen Kosten haben die Beklagten jeweils selbst zu tragen. 

Das angefochtene Urteil und das Urteil des Senats sind ohne Sicherheitsleistung vor-
läufig vollstreckbar. Die Beklagten können die Vollstreckung des Klägers durch Si-
cherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils vollstreckbaren Betrages abwenden, 
wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110% des jeweils 
zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Die Revision wird zugelassen. 

Gründe: 

I. 

Es geht um eine Fallgestaltung aus einem den Ankauf und die anschließende Vermietung von 

Kraftfahrzeugen betreffenden Geschäftsmodell der Beklagten. 

Wegen des Sachverhaltes, der Sachanträge und der Prozessgeschichte erster Instanz wird auf 

den Tatbestand des angefochtenen Urteils verwiesen. 

Der Tatbestand wird wie folgt ergänzt: Der Kläger hatte sich im Mai 2023 an die Beklagten ge-

wendet, weil er einerseits finanzielle Mittel benötigte, aber andererseits auch sein Fahrzeug nut-

zen wollte. Im Mietvertrag der Anlage K3 wurde ihm ein Kündigungsrecht von drei Werktagen ein-

geräumt; ohne Kündigung sollte der Mietvertrag mit Ablauf der vereinbarten Mietzeit am 

30.08.2023 enden. Unter § 11 „Besonderheiten" heißt es unter lit. c), dass dem Mieter weder zu-

gesagt noch der Eindruck vermittelt wurde, er könne das Auto durch einseitige Erklärung zurück-

kaufen. § 13 des Mietvertrages enthält eine Verwertungsklausel nach Beendigung des Mietvertra-

ges. Diese hat den folgenden Wortlaut: 

„a) Die Mietparteien vereinbaren, dass das Fahrzeug nach Beendigung des Mietvertrages 
veräußert und somit verwertet werden soll. Die Vermieterin handelt dabei für die Käuferin, 
also für die Eigentümerin des Fahrzeuges. 
b) Die Mietparteien vereinbaren hierzu, dass die Vermieterin das Fahrzeug nach Beendi-
gung des 
Mietvertrages durch Versteigerung eines gemäß § 34b GewO staatlich zugelassenen Auk-
tionators verwerten wird (öffentliche Versteigerung). 
c) Die Verwertung erfolgt frühsten 7 Tage nach Beendigung des Mietvertrages, spätes-
tens 14 Tage nach Rückgabe des Fahrzeuges an die Vermieterin. 
d) Mieter und Vermieterin sind sich darüber einig, dass die Androhung der Verwerfung, 
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eine 
Fristbestimmung hierfür und Benachrichtigung über den Zeitpunkt der Verwertung aus-
genommen die gesetzlich vorgeschriebene Bekanntmachung — untunlich sind und daher 
unterbleiben. 
Der Mieter kann jedoch den Ort, das Datum und die Uhrzeit der Versteigerung nach Be-
endigung des Mietvertrages per email an auktion@pfando.de erfragen. Die Anfrage muss 
rechtzeitig und damit spätestens 24 Stunden vor der Versteigerung erfolgen. Die Vermie-
terin trägt keine Gewähr dafür, dass Anfragen noch rechtzeitig beantwortet werden können, 
wenn sie verspätet erfolgen. 
e) Der Mieter kann den aus der Verwertung erzielten Überschuss bei der Vermieterin 
abholen. Die Auszahlung erfolgt nur auf Anforderung, jedoch bargeldlos und ausschließlich 
durch Überweisung. Es gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen. Die Frist beginnt mit 
Ablauf des Jahres, in dem das Fahrzeug verwertet worden ist. Die Vermieterin teilt dem 
Mieter einen Mehrerlös binnen 72 Stunden nach Beendigung der Versteigerung aus-
schließlich per email mit. Der Mieter hat dafür Sorge zu tragen, dass seine mit Vertrags-
abschluss mitgeteilte email-Adresse erreichbar ist. Ändert er diese, ist er verpflichtet, der 
Vermieterin eine neue email-Adresse mitzuteilen. 
0 Die Versteigerung wird in einer Tageszeitung am Ort der Versteigerung mindestens 7 
Tage maximal 21 Tage zuvor bekannt gemacht. 
g) Der Mieter kann bei der Versteigerung in entsprechender Anwendung der §,§ 1239, 
1247 BGB 
mitbieten. 
h) Das Fahrzeug wird bei der Versteigerung mit einem Preis als Mindestgebot aufgerufen, 
der sich wie folgt zusammensetzt: 
1. Kaufpreis aus dem Verkaufsvertrag des Mieters 
2 ausstehende Forderungen der Vermieterin bestehend aus Miete/n und Vertragskosten 
wie 
Mahnungen u.a. gemäß dem Kostenverzeichnis der Vermieterin. 
I) Die Kosten der Auktion und des Auktionators trägt die Vermieterin. 
j) Nimmt der Mieter an der Auktion nicht teil, erhält er im Falle einer erfolgreichen Ver-
steigerung den Mehrerlös oder Überschuss. Überschuss ist derjenige Tell des Erlöses, 
der sich aus dem 
Versteigerungserlös nach Abzug des Mindestgebots nach § 13 h) und der anfallenden 
Mehrwertsteuer ergibt. 
k) Nimmt der Mieter an der Auktion tell und erhält er den Zuschlag, steht ihm ebenfalls 
der Überschuss zu. Daher muss er nur das Mindestgebot nach § 13 h) in bar erlegen. 
Das Gebot eines Dritten darf zurückgewiesen werden, wenn nicht der gesamte Betrag in 
bar erlegt wird, Erhält die Eigentümerin oder die Vermieterin den Zuschlag, so ist der 
Aufrufpreis als empfangen anzusehen. Ein etwaiger Überschuss steht auch hier dem Mie-
ter zu," 

Das Kostenverzeichnis, welches in § 13 des Mietvertrages angeführt wird Lind vom Kläger am 

11.05.2023 unterschrieben wurde, lautet wie folgt: 

..Gebührenverzeichnis 
Mietrückstände 
Bei nicht bzw. nicht rechtzeitig erfolgter Zahlung der Mieten entsteht eine Mahngebühr, die 
sich an der Höhe der zu zahlenden Miete bemisst. 

nach 4 Tagen nach 8 Tagen nach 12 Tagen 
Miete 
bis 180,00 Euro 
180 01 - 500,00 Euro 

12,00 Euro 
15,00 Euro 

12,00 Euro 
15,00 Euro 

12,00 Euro 
15.00 Euro 
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